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zipiellen Haltung zur Gesetzlichkeit denjenigen am Gesetz- 
gebungsprozeß Beteiligten, die eine Kodifikation des Straf­
rechts für verfrüht hielten und die Strafenrepression nach 
Zweckmäßigkeitsgründen gehandhabt wissen wollten, end­
gültig die politische Begründung ihrer fehlerhaften Ansich­
ten entzog.

Dieser persönliche Beitrag Lenins zum Strafgesetzbuch 
der RSFSR von 1922 ist deshalb so hoch zu bewerten, weil 
in diesem Kodex seine Vorstellungen über die Strafpolitik 
des sozialistischen Staates unmittelbar gesetzgeberischen 
Ausdruck fanden. Nicht zufällig war dieses Strafgesetzbuch 
Vorbild für die spätere Strafgesetzgebung der UdSSR bis 
hin zur Gegenwart.

Gegenwärtige Entwicklungstendenzen 
der sowjetischen Strafgesetzgebung

Auf den Leninschen Ideen zur Strafpolitik fußend, ist die 
sowjetische Strafgesetzgebung insbesondere nach Annahme 
der Verfassung der UdSSR vom 7. Oktober 1977 in beach­
tenswerter Weise vervollkommnet worden.24 Inzwischen sind 
weitere gesetzgeberische Entscheidungen gefallen, die der An­
passung der Strafgesetzgebung an die Verfassung der UdSSR 
dienen® und zugleich das sowjetische Strafrecht wesentlich 
weiterentwickeln.® Die folgenden Bemerkungen beschränken 
sich auf die das Strafensystem betreffenden Veränderungen, 
weil sie die von Lenin im Parteiprogramm von 1919 vorge­
zeichneten strafpolitischen Linien eindrucksvoll widerspie­
geln.27

1. Nachdem bereits im Jahre 1977 die gesetzliche Möglich­
keit der Aussetzung der Vollstreckung eines Urteils gegen­
über Minderjährigen in das sowjetische Strafrecht einge­
führt worden war, wodurch eine weitere Einschränkung des 
Freiheitsentzugs gegenüber Jugendlichen erreicht wurde, ist 
durch die Strafgesetzgebung von 1982 diese Möglichkeit nun­
mehr auch bei Erwachsenen vorgesehen. Bei einem erstmals 
zu Freiheitsentzug bis zu drei Jahren Verurteilten kann die 
Vollstreckung des Urteils vom Gericht unter Berücksichti­
gung der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat, der Per­
sönlichkeit des Schuldigen und der Erziehungs- und Besse­
rungsmöglichkeiten ohne Isolierung für die Dauer von einem 
Jahr bis zu zwei Jahren ausgesetzt werden. Dabei kann das 
Gericht dem Verurteilten zugleich bestimmte Verpflichtun­
gen auf er legen (z. B. zur Schadenswiedergutmachung, zur 
Aufnahme einer Arbeit oder Lehre, zur regelmäßigen Mel­
dung bei den Organen der Miliz). Das Gericht ist auch befugt, 
bestimmte Arbeitskollektive zur Aufsicht über den Verur­
teilten und zur erzieherischen Arbeit mit ihm zu verpflich­
ten. Damit wurde die Rolle gesellschaftlicher Kräfte zur er­
zieherischen Arbeit mit verurteilten Straftätern weiter er­
höht

2. Die Strafgesetzgebung von 1982 brachte auch Verände­
rungen hinsichtlich der Besserungsarbeit ohne Freiheitsent­
zug. Diese in der Sowjetunion relativ häufig angewandte 
Strafe konnte bis dahin nur bis zu einem Jahr ausgesprochen 
werden. Nunmehr kann ihre Dauer bis zu zwei Jahren be­
tragen, wodurch sich die Möglichkeiten der Anwendung 
dieser Strafe erhöhen.

3. Wichtige Veränderungen betreffen die Geldstrafe. Die 
angedrohten Geldstrafensätze wurden erhöht. Nach der jet­
zigen Regelung können Geldstrafen von 50 bis 300 Rubel, bei 
eigennützigen Straftaten bis zu 1 000 Rubel festgesetzt wer­
den. In Ausnahmefällen kann die Gesetzgebung der UdSSR 
noch höhere Geldstrafen vorsehen. Dadurch wird sich der 
Anwendungsbereich der Geldstrafe erweitern.

4. Die Anforderungen an bedingt Verurteilte wurden er­
höht und gesellschaftlichen Organisationen und Arbeitskol­
lektiven das Recht übertragen, Anträge auf Umwandlung der 
■bedingten Verurteilung in eine Freiheitsstrafe zu stellen, 
wenn sich der Verurteilte der erzieherischen Einwirkung ent­
zieht. Die Kontrolle der den bedingt Verurteilten erteilten 
Auflagen wurde den Organen für innere Angelegenheiten 
übertragen (bei Jugendlichen den Kommissionen für die An­
gelegenheiten Minderjähriger).

5. Erhöht wurden die gesetzlichen Anforderungen auch 
gegenüber den bedingt Verurteilten, die obligatorisch zur Ar­

beit herangezogen werden. So muß der Verurteilte die Ver­
pflichtung abgeben, seine Besserung durch vorbildliches Ver­
halten und ehrliche Arbeit zu beweisen. Die festgesetzte Frei­
heitsstrafe kann vollstreckt werden, wenn der Verurteilte 
eine neue Straftat begeht. Bisher war die Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe nur möglich, wenn er eine neue v o r s ä t z l i ­
c h e  Straftat begangen hat.

6. Konsequent fortgesetzt wurde der schon vor längerer 
Zeit beschrittene Weg, die Bedingungen der Verwirklichung 
der Strafen umfassend gesetzlich zu regeln. Das Präsidium 
des Obersten Sowjets der UdSSR hat im März 1983 in einer 
Ordnung zusammenhängend den Verwirklichungsprozeß für 
alle Strafen geregelt, die nicht mit Maßnahmen der Erzie- 
hungs-Besserungs-Arbeit Zusammenhängen28, insbesondere 
aber für Geldstrafen. Die sowjetischen Gesetze unterstrei­
chen damit erneut, daß die Wirksamkeit jeder Kriminalstrafe 
entscheidend von ihrer Verwirklichung abhängt.
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